
 

 

12.  Anwendungsbeispiel 

Die Erfassung und Klärung einer möglichen bestehenden Gefährdung muss unter Zuhilfenahme von 

fachlich fundierten Analyse- bzw. Einschätzinstrumenten unter Einhaltung von gesetzlichen und 

fachlichen Standards erfolgen. Diese Standards sehen unter anderem vor, dass immer auch die 

Sorgeberechtigten einbezogen werden müssen, wenn sie nicht selbst Ursache der Gefährdung sind. 

Für das Jugendamt ist beispielsweise als Standard festgelegt, dass die abschließende Beurteilung 

und die Festlegung von entsprechenden weiteren Schritten durch eine interne Beratung und 

mindestens das „Vier-Augen-Prinzip“ abgesichert sein muss. Diese Schritte sollen auch dazu 

beitragen, Handlungsimpulse zum sofortigen Eingreifen ohne systematisches Abwägen 

auszuschließen, da diese „spontanen Rettungsaktionen“ den dauerhaften Schutz des Kindes und 

das Erreichen von stabilen Sicherheitsplanungen behindern können. Viele 

Gefährdungskonstellationen belasten junge Menschen bereits seit längerem, sind also manchmal 

chronisch aber münden nicht in einer akuten Gefahr für Leib und Leben zum Zeitpunkt der 

Abwägung. Dies muss insbesondere dann berücksichtigt werden, wenn wenig konkrete Belege für 

Gefährdungen vorliegen und es sich mehr um Vermutungen handelt.  

 

Ein Beispiel dazu: Ein Kind, für das ein sexueller Missbrauch durch einen Onkel angenommen wird, 

offenbart, dass diese Übergriffe seit mehr als zwei Jahren stattfinden. Der erste Impuls jeder 

Fachkraft wäre in der Regel, dem Bedürfnis nachzugeben, mit sofortiger Wirkung eine Distanz 

zwischen Opfer und Täter*in herzustellen und einen entsprechenden Schutz zu versprechen. Denn 

jede Person, die mit Gefährdungen konfrontiert wird, steht unter massiver seelischer 

Herausforderung und Anspannung. In unserem Beispiel folgt die Fachkraft dem starken Impuls und 

geht ohne weitere Abklärungen und Rücksprache mit entsprechend konfrontativer Haltung auf die 

Eltern zu, die ihr Kind nicht schützen. Diese haben in unserem Beispiel selbst eine 

Mehrgenerationengeschichte bezüglich Missbrauch, sie können das Thema nicht an sich 

heranlassen und das Tabu nicht brechen. Sie relativieren die Aussagen des Kindes als Lügen, und 

beide schüchtern das Kind später ein. Das Kind revidiert daraufhin seine Aussagen zeitnah in einem 

nächsten Gespräch und gibt dann keine Auskunft mehr. Eine Hilfeplanung kommt nicht mehr zu 

Stande, die Familie schottet sich ab. Eine Inobhutnahme kommt auf Grund der revidierten Aussage 

des Kindes nicht in Frage.  

 

In diesem überspitzten Beispiel hätten sich andere Wendungen ergeben können, wenn die Fachkraft 

in Abstimmung mit weiteren Fachkräften weniger konfrontativ gearbeitet hätte.  

Eine mögliche andere Entwicklung: Statt dem ersten Impuls einer sofortigen Aktion zu folgen, wurde 

eine systematische Gefährdungsanalyse durchgeführt, die ergab, dass ein sofortiges Eingreifen 
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durch Konfrontation mehr Unsicherheiten für das Kindeswohl bedeute. In der kollegialen Beratung 

wurde vereinbart, dass zügig zuerst noch weitere Informationen über die unterschiedliche 

Zugänglichkeit der Eltern eingeholt werden. Es stellte sich heraus, dass die Mutter auf der Basis 

ihrer eigenen psychischen Belastungen eher zur Annahme von Hilfen zu bewegen sei. Ein 

Beratungsgespräch mit der Mutter allein, die während der Arbeitszeit ihres Mannes im Rahmen 

eines Hausbesuches von zwei Fachkräften aufgesucht wurde, ergab, dass sie selbst sehr belastet 

ist und die Belastung ihrer Tochter erkennt. Sie deutete an, dass ihr Kind nicht lügt und dass sie 

einen Schutz für ihr Kind und dessen Aufwachsen herstellen wolle. Sie sprach ihre eigenen 

Missbrauchserfahrungen und die Missbrauchs- und Täter*innenmuster in der Familie ihres Mannes 

an. Es konnte vereinbart werden, dass sie die Aussagen ihrer Tochter als Türöffner für Hilfe für die 

ganze Familie anerkennt und sicherstellt, dass der Onkel vorerst keinen Zugang zur Tochter hat. 

Dies könne ihr auch ohne die Mitwirkung des Ehemannes gelingen. Darüber hinaus wurde 

vereinbart, dass zeitnah ein Gespräch mit beiden Elternteilen stattfinden soll und die Fachkraft die 

Aufgabe übernimmt, die Sichtweise der Mutter mitsamt der Offenlegung der familiären 

Missbrauchserfahrungen zum Thema zu machen. Die Mutter stellte sich als der Elternteil heraus, 

der mit Unterstützung in der Lage ist, den nötigen Schutz des Kindes durch weitere Schritte 

herzustellen. Die einbezogene Tochter verdeutlichte, dass sie endlich Zuversicht hat, dass ihr 

geholfen wird, sie glaubte, dass ihre Mutter ihr jetzt auch tatsächlich Schutz gewähren könne. Sie 

vereinbarte mit ihrer Mutter, sie zu informieren, falls der Onkel versuchen würde, Kontakt mit ihr 

aufzunehmen. Sie hatte noch Sorge, dass der Vater wütend auf sie sein könne, wenn alles 

besprochen wird. In diesem Zusammenhang sicherte ihr die Mutter zu, ihr beizustehen und im 

Zweifelsfall auch eine räumliche Trennung zum Vater herzustellen, wenn dieser nicht mithelfen 

würde, sie zu schützen.     

 

Diese ebenfalls überspitzte Wendung deutet an, welche inneren und äußeren Herausforderungen 

jede Befassung mit der Frage von möglichen Gefährdungen mit sich bringt und dass eine gewisse 

Systematisierung des Vorgehens nicht nur hinsichtlich der Gefährdungseinschätzung, sondern auch 

im Bereich der Ressourcenklärung und der Sicherheitsplanung geboten ist. 

 

Im Zuge der Beurteilung der Missbrauchsdynamik in Lügde in NRW wurde die mangelnde 

Systematik im Umgang mit einer zu vorschnellen Konfrontation bemängelt. Frau Ursula Enders, 

Expertin auf dem Gebiet der Beurteilung und Aufarbeitung von sexueller Gewalt, äußerte sich in 

einem Statement zur Anhörung im Auftrag der Landesregierung von NRW zusammenfassend 

folgendermaßen: 



 

 

„Werden im Falle der Vermutung Beschuldigte zu früh angesprochen – wie im Fall Lügde –, besteht 

ein hohes Risiko, dass Opfer mit zusätzlichen Schweigegeboten belegt und die Wahrnehmung der 

Fachkräfte vernebelt werden. Der nahezu „klassische“ Fehler einer zu frühen Konfrontation im Falle 

eines vermuteten sexuellen Missbrauchs beruht nicht zuletzt auf einer unzureichenden Kenntnis von 

Täterstrategien in Fällen sexuellen Missbrauchs. Allzu häufig lassen unzureichend qualifizierte 

Fachkräfte sich von den Masken der Täter blenden – zum Beispiel im Fall Lügde von der Maske des 

kinderliebenden Erwachsenen, der seinen gesamten Alltag auf Kinder abstimmt. In den letzten 10 

Jahren ist in der Praxis zu beobachten, dass sich die Fälle einer zu frühen Ansprache von 

Beschuldigten häufen. Dies ist das Resultat undifferenzierter Vorgaben von Interventionsschritten, 

die im Rahmen der Verfahren zur Sicherung des Kindeswohls (§ 8a SGB VIII) nicht nur von 

Jugendämtern, sondern leider oftmals auch im Rahmen der Ausbildungen der sog. 

Kinderschutzfachkräfte vermittelt werden“85. 
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